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1 Überlegungen vor der Gründung der GmbH




1.1 Wahl der Rechtsform der GmbH

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) ist seit ihrer Einführung im Jahre 1892 sehr schnell zur beliebtesten Rechtsform avanciert. Das gilt bis heute. Nach Schätzungen weisen aktuell über eine Million Gesellschaften in Deutschland die Rechtsform der GmbH auf. Der Grund dafür sind die zahlreichen Vorteile, die diese Rechtsform für die Gesellschafter bietet.Wahl, der RechtsformRechtsformwahl

An erster Stelle steht meist der Ausschluss der persönlichen Haftung der Gesellschafter. Diese haften grundsätzlich nicht für Schulden der GmbH. Hinzu kommt die einfache Struktur der GmbH. Man benötigt nur zwei Organe, nämlich die Gesellschafterversammlung und die Geschäftsführung. Die Gesellschafter können den Gang der Geschäfte durch ihre Beschlüsse bei Bedarf bis ins Detail bestimmen. Dies ist bei der Aktiengesellschaft (AG) ganz anders. Hier leitet der Vorstand die Gesellschaft unter eigener Verantwortung. Die Einflussmöglichkeiten der Aktionäre über die Hauptversammlung sind sehr gering.GmbH, Vor- und NachteileGmbH, Vergleich mit anderen Rechtsformen

Attraktiv ist die GmbH auch wegen der sogenannten Satzungssouveränität. SatzungssouveränitätDies bedeutet, dass die Gesellschafter über den Gesellschaftsvertrag (Satzung) die Organisationsverfassung der GmbH nach ihren individuellen Bedürfnissen ausgestalten können. Dabei handelt es sich um einen weiteren wichtigen Unterschied zur AG, bei der das Prinzip der formellen Satzungsstrenge gilt. Abweichungen von der Satzung sind hier nur zulässig, wenn sie vom Gesetz vorgesehen sind.

Auch hinsichtlich der Organisationsstruktur ist die AG gegenüber der GmbH im Nachteil, was den »Aufwand« anbelangt. Bei der AG ist zwingend ein Aufsichtsrat mit mindestens drei Mitgliedern zu installieren, was zwangsläufig die Entscheidungsprozesse formalisiert.

Die GmbH hat allerdings auch Nachteile. Diese liegen vor allem in den Formalien, die bei der Gründung und bei Änderungen der Satzung, d. h. des Gesellschaftsvertrags, einzuhalten sind. So kann eine GmbH nur vor einem Notar errichtet werden. Auch jede Änderung des Gesellschaftsvertrags bedarf der notariellen Beurkundung. Zudem können GmbH-Anteile nur in notarieller Form abgetreten werden.

Diese Nachteile führen allerdings in der Praxis nicht dazu, dass Gründer von der Wahl der Rechtsform der GmbH absehen. Dies liegt auch daran, dass eine einmal beschlossene Satzung nur selten geändert werden muss und Anteilseignerwechsel nur selten vorkommen.

Weitere Vorteile ergeben sich daraus, dass Gesellschafter in der GmbH aktiv mitarbeiten können, etwa als Geschäftsführer oder unterhalb der Geschäftsführungsebene als Prokurist oder Handlungsbevollmächtigter, gegebenenfalls auch nur als Arbeitnehmer ohne jegliche Vollmachten.

Beim beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer erfolgt die Mitarbeit meist sozialversicherungsfrei, beim Minderheitsgesellschafter-Geschäftsführer dagegen sozialversicherungspflichtig. Dies kann je nach persönlicher Situation sogar gewünscht sein, zum Beispiel wenn der mitarbeitende Gesellschafter weiterhin gesetzlich krankenversichert bleiben möchte, weil seine Angehörigen dort beitragsfrei mitversichert sind.

Die GmbH bietet Möglichkeiten der betrieblichen Altersversorgung, etwa durch Pensionszusagen für mitarbeitende Gesellschafter. Die damit verbundenen steuerlichen und sozialversicherungsrechtlichen Vorteile sind bei Personengesellschaften nicht in gleicher Weise umsetzbar.




1.2 Wahl der Rechtsform der GmbH am Beispiel der ­Einpersonen-GmbH



Beispiel: Der Sprung in die Selbstständigkeit




Carl Coulomb (C) ist Elektrotechnikermeister. Er hat vor fünf Jahren seine Meisterprüfung absolviert und arbeitet seitdem in einem mittelständischen Betrieb. Da er dort für sich keine Perspektive sieht, möchte er sich selbstständig machen und einen eigenen Betrieb gründen. Sein bisheriger Arbeitgeber wird hiervon – davon geht C aus – nicht begeistert sein. C beabsichtigt zudem, einige größere Kunden mit laufenden Wartungsverträgen abzuwerben. Zu den lukrativen Kunden gehören Wohnungsbaugesellschaften mit erheblichem Wohnungsbestand, für die der bisherige Arbeitgeber alle Leistungen im Bereich Elektrik übernimmt.

C überlegt, ob er zunächst als Einzelkaufmann startet oder gleich eine Gesellschaft gründet. In beiden Fällen ist sein Gewerbe anzumelden und es ist die Eintragung in die Handwerksrolle der zuständigen Handwerkskammer herbeizuführen. Der Einzelkaufmann ist für C interessant, weil er als solcher seine Jahresabschlüsse nicht hinterlegen oder offenlegen muss. Dritte erhalten daher keinen unmittelbaren Einblick in seine Geschäftsverhältnisse. Auch müsste er für seine Einnahmen keine Sozialversicherungsbeiträge entrichten. Vor allem muss C bei der einzelkaufmännischen Unternehmung weniger Formalien einhalten. Die Gründung kann völlig formfrei auf der »grünen Wiese« geschehen und mit sich selbst muss und kann C keinen Vertrag abschließen. C müsste sein Gewerbe nur beim zuständigen Amt anzeigen, die Aufnahme der Geschäftstätigkeit bei seinem zuständigen Finanzamt anmelden und sich in die Handwerksrolle bei der Handwerkskammer eintragen lassen. Bei der GmbH müsste C zunächst die Satzung festlegen, einen Notar aufsuchen und die Gesellschaft dort errichten. Anschließend müsste er die Eintragung beim Handelsregister anmelden. Außerdem erfährt C, dass er bei der GmbH mindestens ein Stammkapital von 25.000 € braucht, wobei er 12.500 € sofort einzahlen muss.

Als C dann aber hört, dass er bei der Unternehmung unbeschränkt persönlich für alle Verbindlichkeiten haftet, gerät er doch ins Nachdenken. Er erinnert sich an einen großen Haftungsfall, den sein bisheriger Arbeitgeber verkraften musste. Dieser hatte die komplette Elektroin­stallation für ein Neubauvorhaben übernommen, jedoch mangelhaft ausgeführt. Durch die Nachbesserungs- und Gewährleistungsarbeiten in rund 200 Wohneinheiten entstand ein existenzieller Schaden. Der Betriebshaftpflichtversicherer hat den Schaden nicht übernommen, da Pfusch am Bau nicht versichert ist, und die Nachbesserungen folglich nicht vom Versicherungsschutz umfasst sind. Von einem befreundeten Elektrotechnikermeister hört er zudem von einem Brandschaden, der infolge mangelhafter Elektroinstallation entstanden ist und für den sein Bekannter nunmehr in Millionenhöhe haften soll. Auch der Bekannte unterhielt eine Betriebshaftpflichtversicherung. Die vereinbarte Deckungssumme war jedoch zu gering, sodass ihm nun das »existenzielle Aus« droht, falls die Haftung eintreten sollte. Dann wäre ein Insolvenzverfahren über das Vermögen seines Bekannten unausweichlich, was am Ende auch die Verwertung seines Eigenheims bedeuten würde.

Ein weiterer Beweggrund, der dann auch den Ausschlag zur Gründung einer GmbH gegeben hat, war, dass der beste Geselle seines bisherigen Arbeitgebers, mit dem C bereits zahlreiche Aufträge ausgeführt hat, gern mitkommen würde. Gegebenenfalls würde er dies jedoch erst tun, wenn C ihn tatsächlich braucht. Der Geselle möchte aber dann auch an dem Unternehmen von C beteiligt werden, was auch dem Willen von C entspricht, da er den sehr guten Gesellen gern an sich binden möchte. Bei der GmbH lässt sich eine solche Beteiligung sehr gut realisieren. Bei der Einzelunternehmung müsste er diese zu einer Personengesellschaft machen, um den Gesellen beteiligen zu können; den Gesellen schreckt aber die persönliche Haftung ab, die bei einer Personengesellschaft grundsätzlich besteht.

Daher entschließt sich C doch zur Gründung einer GmbH. Zuvor hatte er allerdings noch überlegt, ob er eine sogenannte Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) (UG) gründen soll, die nur ein Stammkapital von einem Euro aufweisen muss.UG, im Vergleich zur GmbH Da die UG im Handwerksbereich kritisch gesehen wird und man ihr mangelnde Leistungsfähigkeit zuschreibt, was die Auftragsbeschaffung erschweren kann, nimmt C von der Gründung einer UG Abstand und entscheidet sich für eine GmbH.

Für C besonders überzeugend ist die Argumentation, dass er bei der GmbH neue Gesellschafter ohne Weiteres aufnehmen kann. Neben dem Gesellen würde er gern auch einen Investor als Gesellschafter aufnehmen, der dazu bereit sein müsste, einen erheblichen Geldbetrag in einer Größenordnung von ca. 500.000 € aufzubringen. Mit einem solchen Geldbetrag könnte C ein Betriebsgebäude herrichten, also einen repräsentativen Firmensitz einrichten und Kundendienstfahrzeuge anschaffen. C hat sich auch hier noch nicht entschieden, ob er sofort einen Investor sucht oder erst einmal die GmbH gründet, klein anfängt und die Expansion erst in Angriff nimmt, wenn sich nachhaltige Umsätze einstellen. In diesem Fall könnte sich der Investor im Rahmen einer Kapitalerhöhung an seiner GmbH beteiligen. C würde den Investor mit 20 % beteiligen, wobei der größte Teil der Investition als Aufgeld in die Kapitalrücklage fließen könnte.

Dies ist aber erst einmal Zukunftsmusik. Um sich alle Optionen offenzuhalten, gründet C die GmbH zunächst als sogenannte Einpersonen-GmbH. Er sucht einen Notar auf und lässt von diesem die Satzung entwerfen. Bei der Frage nach der Firma, also dem Namen der GmbH, wählt er seinen eigenen Namen und nennt die GmbH Carl Coulomb Elektro-GmbH. Die GmbH wird notariell errichtet. C eröffnet ein Bankkonto, zahlt die Mindesteinlage von 12.500 € ein und meldet die Gesellschaft über den Notar beim Handelsregister an. Schon nach drei Wochen wird die Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen.




	
Kriterium


	
GmbH


	
Einzelunternehmen







	
Haftung


	
Keine Haftung der Gesellschafter

Eingeschränkte Haftung des Geschäftsführers (Steuern, Sozialversicherungsbeiträge, Krise)


	
Volle unbeschränkte persönliche Haftung des Inhabers mit seinem Privatvermögen





	
Betriebliche Altersvorsorge


	
Steueroptimierte Altersvorsorge für mitarbeitende Gesellschafter möglich


	
Nicht vorgesehen (kein Betriebsausgabenabzug, keine Rückstellungsbildung)





	
Sozialversicherungspflicht


	
Mitarbeitender Gesellschafter ist sozialversicherungsfrei, sofern er beherrschender Gesellschafter ist oder zumindest über eine sog. Sperrminorität verfügt


	
Keine Sozialversicherungspflicht





	
Formalien


	
Notarielle Errichtung

Notarielle Anteilsübertragung

Weitere zahlreiche Formalien


	
Grundsätzlich keine





	
Unternehmensnachfolge


	
Gestaltungsspielräume


	
Problematisch wegen der persönlichen Haftung der Nachfolger





	
Steuern


	
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer; Abgeltungsteuer oder Teileinkünfteverfahren für ausgeschüttete Dividenden


	
Einkommensteuer und Gewerbesteuer (Freibeträge/Anrechnung)





	
Offenlegung


	
Offenlegungspflichten


	
Grundsätzlich keine





	
Unternehmerische Mitbestimmung


	
Ab 500 Arbeitnehmern zwingend Beteiligung im Aufsichtsrat


	
keine












Abb. 1: Vergleich Einzelunternehmer und GmbH



Eine GmbH eignet sich als Rechtsform sowohl für eine Person als auch für mehrere Gründer.




1.3 Wahl der Rechtsform der GmbH am Beispiel der ­Mehrpersonen-GmbH



Beispiel: Adrian und Bella




Adrian Artevent (A) und Bella Blixen (B) beabsichtigen, ein insolvent gegangenes Hotel über einen Pachtvertrag vom Gebäudeeigentümer zu pachten. A hat als Hotelkaufmann in dem 300-Betten-Haus mit Tagungs- und Veranstaltungszentrum seit seiner Ausbildung gearbeitet. B ist Betriebswirtin. Sie war jahrelang als Controllerin für einen Industriebetrieb tätig. Die beiden möchten ein neues Konzept umsetzen und das Hotel von Grund auf sanieren. A und B möchten beide in Vollzeit im Hotelbetrieb mitarbeiten. B soll sich um Finanzen, Rechnungswesen, Controlling sowie alle Rechtsfragen und Versicherungen kümmern. Dies umfasst auch die komplette Buchhaltung. Außerdem wird B den Einkauf übernehmen.

A soll die übrigen Ressorts verantworten, insbesondere Personal und die Organisation des laufenden Betriebs vom Restaurant bis zum Hotelbereich. Auch für das Marketing und den Vertrieb wird A zuständig. B wird sich allerdings um die Anbindung an die Buchungsportale kümmern, über die die Kunden ihre Zimmer buchen. Außerdem übernimmt sie die Verantwortung für die gesamte IT-Infrastruktur.

Die Mutter von A, die ein kleines Vermögen geerbt hat, würde sich gern mit einer Million Euro beteiligen. B möchte sich aber nicht unter 50 % beteiligen, auch weil sie sozialversicherungsfrei mitarbeiten möchte. Die Mutter wird sich daher nur als stille Gesellschafterin an der GmbH beteiligen. Sie ist fortan mit 25 % am Gewinn beteiligt, wird aber nicht Gesellschafterin der GmbH. Daher gehen nur A und B zum Notar und errichten die GmbH. Zuvor haben sie bereits den Gesellschaftsvertrag und ihre Geschäftsführer-Dienstverträge einschließlich der Aufgabenverteilung ausgehandelt. Grundsätzlich werden A und B gleichberechtigt an der GmbH beteiligt; sie erhalten auch dieselben Konditionen im Hinblick auf ihre Geschäftsführertätigkeit.

Die GmbH wird errichtet. Sie ist jetzt eine sogenannte GmbH in Gründung (GmbH i. G.). A und B werden in der Gesellschafterversammlung jeweils zu einzelvertretungsberechtigten Geschäftsführern bestellt. Auch dem Abschluss der Geschäftsführer-Dienstverträge wird zugestimmt. A und B richten sodann ein Bankkonto ein und zahlen jeweils die von ihnen übernommene Stammeinlage in Höhe von jeweils 12.500 € ein. Mit der Mutter von A schließt die errichtete Gesellschaft einen Vertrag über eine stille Beteiligung. Die Mutter zahlt sodann 1 Mio. € ebenfalls auf das Bankkonto der GmbH i. G. ein.

A und B melden die GmbH über den Notar beim zuständigen Amtsgericht zur Handelsregistereintragung an. Die GmbH wird drei Wochen später im Handelsregister unter dem Namen »Adrian Bella Hotel GmbH« eingetragen.

Nach einigen Jahren hat sich das Hotel einen festen Platz in der Hotellandschaft der Stadt erobert. Nach zehn Jahren Mitarbeit in der GmbH als jeweils gleichberechtigte Geschäftsführer möchten sich A und B eine Altersversorgung zusagen. Sie beschließen daher als Gesellschafterversammlung einstimmig beiden Geschäftsführern, also jeweils sich selbst, eine Pension einzuräumen. Die Einzelheiten werden durch einen Versorgungsvertrag zwischen der GmbH und den beiden Geschäftsführern ausgearbeitet. Danach erhalten die beiden Geschäftsführer für jedes Jahr der Mitarbeit in der GmbH 2 % der zuletzt bezogenen Vergütung, maximal jedoch 40 %.

Zur Absicherung des Insolvenzrisikos schließt die GmbH Lebensversicherungen ab, sogenannte Rückdeckungsversicherungen. Diese sollen die Erfüllbarkeit der Pensionszusagen sicherstellen. Diese Lösung kann steuerrechtlich attraktiv sein. Die Prämien für die Rückdeckungsversicherung sind abzugsfähige Betriebsausgaben. Die beiden Pensionszusagen verpflichten die GmbH zur Bildung einer Pensionsrückstellung. Diese bietet ebenfalls steuerrechtliche Vorteile. Während der Anwartschaftsphase werden bei den beiden Geschäftsführern keinerlei steuerliche Folgen ausgelöst. Sobald die Renten im Alter zufließen, sind diese auch von den beiden zu versteuern. Die Pensionszusagen können durch Leistungen bei Berufsunfähigkeit oder im Todesfall ergänzt werden, etwa durch Hinterbliebenenleistungen.

Abschließend folgt ein Vergleich der in Betracht kommenden Rechtsformen mit ihren Vor- und Nachteilen.




	
Rechtsform


	
Haftung der Anteilseigner


	
Organisation/Struktur


	
Formalitäten







	
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) bzw. Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) UG


	
grundsätzlich keine


	
Satzungssouveränität, weitgehende Gestaltungsfreiheit; Gesellschafterversammlung als Machtzentrum, Steuerung der Geschäftsführung


	
notarielle Form bei Abschluss/Änderung des Gesellschaftsvertrags und bei Anteilsübertragung; Handelsregistereintragung ist Pflicht





	
Aktiengesellschaft (AG)


	
grundsätzlich keine


	
Vorstand leitet unter eigener Verantwortung, Aufsichtsrat kontrolliert, Hauptversammlung hat nur geringe Einflussmöglichkeiten


	
notarielle Form bei Abschluss/Änderung der Satzung; Handelsregistereintragung ist Pflicht, aber formfreie Übertragung der Aktien möglich





	
Offene Handelsgesellschaft (OHG)


	
unmittelbar, persönlich und unbeschränkt


	
weitgehende Gestaltungsfreiheit


	
keine Formvorschriften; Handelsregistereintragung ist Pflicht





	
Kommanditgesellschaft (KG)


	
je nach Gesellschafter; Komplementär: unbeschränkt; Kommanditist: beschränkt, soweit Einlage nicht geleistet ausnahmsweise unbeschränkt


	
weitgehende Gestaltungsfreiheit, Differenzierung der Rechte und Pflichten zwischen den Komplementären und den Kommanditisten


	
keine Formvorschriften; Handelsregistereintragung ist Pflicht





	
BGB-Gesellschaft = GbR


	
unmittelbar, persönlich und unbeschränkt


	
keine Formvorschriften; Registereintragung u. a. für Grundstücksgesellschaften verpflichtend


	
 





	
Partnerschaft


	
 


	
Schriftform, Partnerschaftsregistereintragung


	
Partner sind Geschäftsführer












Abb. 2: Vergleich der Rechtsformen – Teil 1






	
Rechtsform


	
Einflussnahme der Anteilseigner


	
Steueroptimierte Versorgung Anteilseigner







	
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) bzw. Unternehmergesellschaft (haftungsbeschränkt) UG


	
Weisungsrecht der Gesellschafterversammlung auf die Geschäftsführung, Bestellung/Abberufung der Geschäftsführer


	
möglich





	
Aktiengesellschaft (AG)


	
Vorstand leitet unter eigener Verantwortung, kein Weisungsrecht gegenüber dem Vorstand seitens des Aufsichtsrats oder der Hauptversammlung


	
möglich





	
Offene Handelsgesellschaft (OHG)


	
Gesellschafter sind Geschäftsführer (Prinzip der Selbstorganschaft)


	
nicht möglich





	
Kommanditgesellschaft (KG)


	
Komplementäre sind Geschäftsführer


	
nicht möglich





	
BGB-Gesellschaft = GbR


	
Partner sind Geschäftsführer (Prinzip der Selbstorganschaft)


	
nicht möglich





	
Partnerschaft


	
Gesellschafter sind Geschäftsführer (Prinzip der Selbstorganschaft)


	
nicht möglich








Abb. 3: Vergleich der Rechtsformen – Teil 2






2 Struktur der GmbH

Die Struktur der GmbH ist denkbar einfach. Es sind grundsätzlich nur zwei Organe vorgesehen: die Geschäftsführung und die Gesamtheit der Gesellschafter.

Die Gesellschafter handeln durch Beschlüsse, die sie meist in Gesellschafterversammlungen fassen.GmbH, StrukturGesellschafterversammlung, Funktion Die Geschäftsführung leitet die Geschäfte der GmbH. Sie kann aus einem oder mehreren Geschäftsführern bestehen. Die Gesellschafterversammlung ist der Geschäftsführung übergeordnet. Grundsätzlich können sich die Gesellschafter über die Gesellschafterversammlung mit ihren Vorstellungen, bis in jedes Detail, durchsetzen. Sie können zum Beispiel dem Geschäftsführer Weisungen erteilen. Die Gesellschafterversammlung bestellt den Geschäftsführer und kann ihn auch wieder abberufen. Sie verhandelt und schließt mit ihm seinen Anstellungsvertrag oder entscheidet über dessen Änderung oder Beendigung.

Ferner kontrolliert die Gesellschafterversammlung den Geschäftsführer. Dazu gehört auch die Entscheidung, ob er für pflichtwidrige und schuldhafte Handlungen, die zu Schäden am Vermögen der Gesellschaft geführt haben, haftbar gemacht werden soll.


[image: Diagramm zur Unternehmensorganisation mit den Elementen Gesellschafter, Gesellschafterversammlung und Geschäftsführer.]

Abb. 4: GmbH: Kompetenzgefüge




3 Gründung der GmbH




3.1 GmbH in Gründung

Die Gründung einer GmbH erstreckt sich über mehrere Phasen.Gründung, der GmbHGmbH, Gründung Zwingend notwendig ist die notarielle Errichtung der GmbH vor einem Notar. Errichtung, der GmbHDies geschieht traditionell in einem Beurkundungstermin unter Anwesenheit aller Gründer. Die Gründer erscheinen persönlich. Auch juristische Personen, etwa eine andere GmbH, können Gesellschafter einer GmbH werden. Eine juristische Person wird dann in der Regel durch ihren Geschäftsführer bei der Gründung vertreten. Jeder Gründer kann auch einen Dritten per notarieller Vollmacht beauftragen, ihn bei der notariellen Errichtung der GmbH zu vertreten. Seit dem 1. August 2022 ist auch die Gründung einer GmbH durch den Notar mit Videozuschaltung der Gesellschafter möglich.

Vor dem Notar wird die GmbH dadurch errichtet, dass die Gründer GmbH-Anteile zeichnen und den Gesellschaftsvertrag beschließen. Der Notar liest den Beteiligten das Gründungsprotokoll sowie die GmbH-Satzung vor. In der Regel wird in dieser Gründungsversammlung sogleich der erste Geschäftsführer bestellt. Dies geschieht durch einen Gesellschafterbeschluss. Durch die notarielle Beurkundung entsteht eine sogenannte GmbH in Gründung. Diese wird auch Vor-GmbH genannt. Die GmbH i. G. ist eine Gesellschaft eigener Art (sui generis). Sie ist bereits rechtsfähig, kann also Verpflichtungen eingehen, zum Beispiel einen Mietvertrag zeichnen, Arbeitnehmer einstellen oder selbst Grundstücke erwerben. Aufgrund der Haftungsrisiken für die Gründer und den Geschäftsführer ist allerdings nicht immer eine sofortige Geschäftsaufnahme der GmbH in Gründung gewünscht bzw. empfehlenswert.

Die Gründer entscheiden am Tag der notariellen Beurkundung, ob die Gesellschaft in Gründung ihre Geschäfte sofort oder erst zu einem späteren Zeitpunkt, etwa mit der Handelsregistereintragung, aufnehmen soll. Diese Entscheidung wird ebenfalls in der Regel vom Notar beurkundet. Entschließen sich die Gründer, die Geschäfte erst mit der Handelsregistereintragung aufzunehmen, darf der Geschäftsführer nur solche Handlungen vornehmen, die zur Eintragung erforderlich sind (sog. gründungsnotwendige Geschäfte). Dazu gehört etwa die Eröffnung eines Bankkontos auf den Namen der GmbH in Gründung, auf das die Einlagen eingezahlt werden, oder die Beauftragung des Notars mit der Anmeldung der GmbH zur Eintragung beim Handelsregister. Der Geschäftsführer kann grundsätzlich Vorbereitungshandlungen vornehmen, die keine Verpflichtungen auslösen. Erlauben die Gründer hingegen dem Geschäftsführer, sogleich die Geschäfte aufzunehmen, wird die Gründungs-GmbH wie ausgeführt berechtigt und verpflichtet.

Mietet der Geschäftsführer beispielsweise im Namen der GmbH in Gründung Geschäftsräume an, schuldet somit die GmbH die Stellung der vereinbarten Kaution und die Zahlung der laufenden Miete.

Scheitert am Ende das Vorhaben, wird also die GmbH niemals im Handelsregister eingetragen, etwa weil einer der Gesellschafter die zugesagte Stammeinlage nicht einzahlt bzw. weil ein sonstiger Investor oder auch Darlehensgeber abspringt, müsste gleichwohl die GmbH in Gründung die schon eingegangenen Verbindlichkeiten erfüllen. Ist der Gewerbemietvertrag beispielsweise auf zehn Jahre abgeschlossen, kann der Vermieter auf der Erfüllung des Vertrags bestehen. Kommt die GmbH in Gründung ihrer Verpflichtung zur Zahlung der Mieten nicht nach, haftet der Geschäftsführer als Handelnder persönlich für die Zahlung der Miete. Dies ist die in § 11 Abs. 2 GmbHG geregelte Handelndenhaftung.Handelndenhaftung, des Geschäftsführers Die Gesellschafter, die die Aufnahme der Geschäfte gestattet haben, trifft gegenüber der GmbH i. G. ebenfalls eine Verlustdeckungshaftung. Das bedeutet, dass sie alle Verluste der GmbH abdecken müssen.Verlustdeckungshaftung, der GmbH-Gründer Diese Verpflichtung gilt gegenüber der GmbH i. G. Die GmbH i. G. kann bereits in die Insolvenz fallen. Dann könnte der Insolvenzverwalter die Verlustdeckungshaftung der GmbH i. G. geltend machen und die zur Begleichung aller Verbindlichkeiten erforderlichen Beträge anfordern.


[image: Diagramm zeigt die Beziehungen zwischen Geschäftsführer, Gläubiger und Gesellschafter einer GmbH in Gründung.]

Abb. 5: Haftungsverhältnisse bei der GmbH i. G.




3.2 Vorgründungsgesellschaft

Vor der Errichtung der GmbH kann eine Vorgründungsgesellschaft bestehen.Vorgründungsgesellschaft Dies ist der Fall, wenn sich die Gründer bereits abgesprochen haben, eine Gesellschaft zu errichten. Diese Absprache muss mit Bindungswillen erfolgt sein. Das heißt, die Parteien knüpfen Rechtsfolgen an diese Absprache. Erfolgt die Absprache allerdings nicht in notarieller Form, kann nicht auf Beteiligung an der Gründung der GmbH geklagt werden. In der Praxis wäre es auch selten angezeigt, widerwillige Gründer auf Gründung zu verklagen. Gleichwohl können Rechtsfolgen für den Fall des Abspringens eines Gründers vereinbart werden, zum Beispiel dass dieser sich gleichwohl an den Kosten der Gründung beteiligen muss.

Beispiel: Zwei Restaurants im Verbund

Arnold (A) betreibt in Lübbenau im Spreewald ein Spezialitätenrestaurant, Bruno (B) betreibt ein ebensolches Lokal in der Nachbarstadt Lübben. Beide Lokale werden in der Rechtsform der Einzelunternehmung betrieben. A und B verstehen sich gut und möchten ihre Lokale einheitlich bewerben, Mitarbeiter aus den Küchen austauschen und insbesondere dann kooperieren, wenn große Veranstaltungen angefragt werden. Ist das eine Lokal zum gewünschten Termin bereits belegt, sollte sogleich für das andere ggf. noch zur Verfügung stehende Lokal gebucht werden. Auch versprechen sich die beiden Inhaber, dass der Bezug von Ware aufgrund der größeren Mengen günstiger wird und es auch einfacher ist, Personal zu bekommen, wenn dies flexibler eingesetzt werden kann. A und B vereinbaren daher, dass beide Lokale in eine GmbH eingebracht werden, an der die beiden jeweils zu 50 % beteiligt sind. Da sie sofort loslegen möchten, beschließen sie sogleich, ihre Aktivitäten zu verknüpfen. Sie vereinbaren sofort eine Zusammenarbeit, einen etwaigen gemeinsamen Internetauftritt, gemeinsame Werbeaktionen, eine gemeinsame Speisekarte usw. Bereits in vier Wochen soll bei einem Notartermin die gemeinsame GmbH gegründet werden, in diese bringen A und B dann als Sacheinlage jeweils ihre Einzelunternehmung ein. Sobald die beiden verbindlich beschließen, ihre Unternehmen zusammenzuschließen, entsteht eine sogenannte Vorgründungsgesellschaft.Vorgründungsgesellschaft Diese kann die Rechtsform einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) oder einer Offenen Handelsgesellschaft (OHG) aufweisen. In dem Moment, in dem die GmbH in Gründung errichtet wird und die beiden Gastronomiebetriebe als Sacheinlagen eingebracht werden, geht die Vorgründungsgesellschaft ohne Liquidation in eine GmbH in Gründung auf. In der Vorgründungsgesellschaft können aber auch schon Haftungstatbestände verwirklicht werden. Die Haftung richtet sich dann nach den Vorschriften der jeweiligen Rechtsform. So bestünde also bei der GbR und bei der OHG jeweils eine unbeschränkte persönliche Haftung der Gesellschafter.


[image: Diagramm mit drei Phasen: Vorggründungsgesellschaft, GmbH in Gründung, GmbH.]

Abb. 6: Entstehung der GmbH




4 Gestaltung des Gesellschaftsvertrags der GmbH

Adrian und Bella, die eine GmbH zum Betrieb eines Hotels gegründet haben, hatten zuvor einen Gesellschaftsvertrag untereinander ausgehandelt, der sodann notariell beurkundet wurde (siehe Kapitel 1.3). Was bei der Abfassung einer GmbH-Satzung (= Gesellschaftsvertrag) zu beachten ist, wird im Folgenden untersucht.Gesellschaftsvertrag, AbfassungGesellschaftsvertrag, einzelne KlauselnGesellschaftsvertrag, Muster




4.1 § 1 Firma und Sitz der Gesellschaft



(1) Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung unter der Firma Adrian Bella Hotel GmbH.

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in (Ort).





Diese Klausel gehört zum Mindestinhalt jeder Satzung einer GmbH. Bei der Firma ist als Zusatz die Rechtsform der Gesellschaft anzugeben, also »Gesellschaft mit beschränkter Haftung«. Die Abkürzung GmbH genügt.Firma, der GmbHName, der GmbH Die Firma ist der Name der GmbH. Dies kann – wie hier – eine Personenfirma oder eine Sachfirma sein. Im vorgenannten Beispiel wird eine Personenfirma mit einer Sachfirma kombiniert. Dabei werden die Personen genannt und zugleich auf den Gegenstand, den Hotelbetrieb, hingewiesen. Auch Fantasiebezeichnungen sind möglich, etwa »Dorigo Amigo Hotel GmbH«. Wichtig ist, dass die Firma unterscheidungskräftig und nicht irreführend ist. So wäre die Firmierung »Hotel-GmbH« – ohne weiteren Zusatz – nicht unterscheidungskräftig. Zur Vermeidung einer Irreführung darf sich eine Pension nicht als Hotel bezeichnen. Ebenso darf ein Hotel nicht den Namen »Hotel Seeblick« führen, wenn kein See in Sichtweite liegt.

Die Firma sollte nicht in fremde Markenrechte eingreifen. So dürfte sich das Hotel etwa nicht »Adrian Bella Intercontinental Hotel GmbH« nennen, da es unter der Marke »Intercontinental« bereits Hotels gibt. Auch ohne Markeneintragung darf ein Unternehmen nicht in das Namensrecht eines Wettbewerbers eingreifen. Vor der Auswahl einer Firma sollte eine Markenrechtrecherche durchgeführt bzw. die Firma mit der örtlich zuständigen Industrie- und Handelskammer (IHK) abgestimmt werden. Diesen Service bieten alle Industrie- und Handelskammern in Deutschland an. Auch das Handelsregister müsste bei Zweifeln über die Wirksamkeit der Firma bei der örtlichen IHK anfragen. Die IHK könnte dann Bedenken äußern.




4.2 § 2 Unternehmensgegenstand



(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb eines Hotels mit Restaurant sowie Veranstaltungs-, Spa- und Wellnessbereich.

(2) Die Gesellschaft darf alle damit zusammenhängenden und den Gesellschaftszweck fördernden Geschäfte tätigen.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, sich an anderen Unternehmen zu beteiligen, die Geschäftsführung und die persönliche Haftung in Kommanditgesellschaften zu übernehmen sowie Zweigniederlassungen im Inland und Ausland zu errichten.





Ebenfalls zwingender Bestandteil der Satzung ist die Angabe des Unternehmensgegenstands. Der Unternehmensgegenstand ist deutlich enger gefasst als der Zweck der Gesellschaft. Zweck, der GmbHUnternehmensgegenstand, der GmbHDer Zweck der Gesellschaft ist entweder auf die Gewinnerzielung oder auf die Verfolgung ideeller bzw. gemeinnütziger Zwecke gerichtet. Ist der Zweck auf Gewinnerzielung gerichtet, muss dies in der Satzung nicht angegeben werden. Dies wird sozusagen unterstellt. Umgekehrt ist die Verfolgung gemeinnütziger Zwecke in der Satzung offenzulegen. Auch eine gemeinnützige GmbH ist rechtlich zulässig.

Wesentlich enger als der Zweck ist aber der Unternehmensgegenstand, also die Tätigkeit, die die Gesellschaft verfolgt. Dabei ist es auch zulässig, Tätigkeiten anzugeben, die erst künftig verfolgt werden sollen. Es genügt zudem, den Kern der Tätigkeit anzugeben. Werden Tätigkeiten ausgeübt, die nicht vom Unternehmensgegenstand umfasst sind, führt dies nicht etwa zur Unwirksamkeit der durchgeführten Geschäfte oder zum Erlöschen der Rechtsfähigkeit der Gesellschaft. Eine zu weite Angabe des Unternehmensgegenstands ist aber nicht unbedingt empfehlenswert. Der Unternehmensgegenstand kann dadurch insgesamt zu unbestimmt werden, was einen unzulässigen Unternehmensgegenstand darstellt. Das Handelsregister wird diese Gesellschaft dann nicht eintragen. So genügt es beispielsweise nicht, wenn als Unternehmensgegenstand angegeben wird: Handel mit Waren aller Art. Dies muss genauer erfolgen, etwa durch die Angabe »Handel mit Lebensmitteln und Drogerieartikeln«.

Ein zu weit gefasster Unternehmensgegenstand kann die Gesellschafter einschränken, etwa wenn ein Wettbewerbsverbot am vereinbarten Unternehmensgegenstand anknüpft und die betreffende Tätigkeit voraussichtlich künftig ausgeübt wird. Auch muss stets beachtet werden, dass es zahlreiche erlaubnispflichtige oder per se verbotene Geschäfte gibt. Ein weiter Unternehmensgegenstand kann daher dazu führen, dass Verbote oder Erlaubnispflichten berührt werden. Wird der Gegenstand zum Beispiel als »Handel mit Waren aller Art« angegeben, können hierunter auch Schusswaffen, kinderpornografische Inhalte oder Betäubungsmittel fallen.




4.3 § 3 Stammkapital/Stammeinlagen



(1) Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 25.000 Euro (fünfundzwanzigtausend Euro). Es ist eingeteilt in 25.000 Geschäftsanteile mit den laufenden Nummern 1 bis 25.000 mit einem Nennbetrag von jeweils 1,00 Euro.

(2) Auf das Stammkapital übernehmen:


	
Frau Bella Bar eine Stammeinlage von 12.500 Euro durch Übernahme der Geschäftsanteile mit den lfd. Nr. 1 bis 12.500.



	
Herr Adrian Artevent eine Stammeinlage von 12.500 Euro durch Übernahme der Geschäftsanteile mit den lfd. Nr. 12.501 bis 25.000.





(3) Die Stammeinlagen sind in Geld zu erbringen, und zwar zur Hälfte sofort, sodass je Geschäftsanteil in Höhe des Nennbetrags von einem Euro ein Betrag in Höhe von 0,50 Euro einzuzahlen ist. Die restlichen Einlagen werden auf Anforderung durch die Geschäftsführung auf Grundlage eines Beschlusses der Gesellschafterversammlung geleistet.





Auch diese Vorschrift ist unbedingt in jede Satzung aufzunehmen. In der Satzung wird die Höhe des Stammkapitals festgesetzt. Zudem wird vermerkt, wer die Stammeinlagen übernimmt und ob dieses Stammkapital in voller Höhe oder nur anteilig einzuzahlen ist.StammkapitalStammeinlage, Festsetzung Mindestens ein Viertel jeder übernommenen Stammeinlage ist bei Gründung einzuzahlen, mindestens aber 12.500 €. Die Stammeinlagen sind genau mit laufenden Nummern zu bezeichnen. Es ist auszuweisen, ob die Stammeinlagen in Geld oder als Sacheinlage zu erbringen sind. Bei Sacheinlagen sind weitere Voraussetzungen einzuhalten und zusätzliche Unterlagen beizubringen. Dazu gehören etwa ein Sachgründungsbericht sowie Bewertungsunterlagen, zum Beispiel Wertgutachten über besonders wertvolle Gegenstände.Sacheinlagen
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